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Zwischen Hungerkrisen und Massenelend
Ober die Armut der„kleinen Leute" am Ende des Alten Reiches

„Die Sicherheit des Eigenthums, somit die Ruhe, ja
der Fortbestand der Gesellschaft [...] werden gefährdet
durch das Vorhandensein einer großen Masse von Ar­
men." Mit diesen Worten warnte der badische Staats­
wissenschaftler Karl von Rotteck vor mehr als 150
Jahren — acht Jahre vor der Gründung der Biberacher
Sparkasse — im liberal-konservativen „Staatslexikon"
vor den Gefahren einer um sich greifenden Massenar­
mut.' Tatsächlich führte die Verarmung nach dem
Ende des Alten Reiches — sozialgeschichtlich gespro­
chen: am Ende jener Zeit, die noch ganz von der
Landwirtschaft, dem Handwerk und Manufakturen
geprägt war und doch schon die Industrialisierung
wahrnahm — zu schweren gesellschaftlichen Krisen.
Diese machten sich nicht nur in der wachsenden Ver­
elendung großer Bevölkerungsgruppen, sondern auch
in erregten öffentlichen Diskussionen über die „sozia­
le Frage" bemerkbar, in Hungerunruhen, Maschinen­
stürmerei und schließlich den Revolutionen von
1848.

Die Zeitgenossen waren derart sensibilisiert von
den Dimensionen der sozialen Problemlage, dass sie
für das Massenelend einen neuen Begriff fanden, und
zwar den aus dem Englischen und Französischen ent­
lehnten Begriff „Pauperismus". Der Wortstamm leitet
sich vom lat. pauper her, was so viel wie „arm" be­
deutet. Der rasch um sich greifende internationale
Sprachgebrauch macht zweierlei deutlich, 1., dass es
sich bei der Massenarmut um ein europäisches Kri­
senphänomen handelte, und 2., dass die Sozialkritiker
des frühen 19. Jahrhunderts die Verarmung als Folge­
erscheinung eines neuen ökonomischen Prozesses
diagnostizierten, nämlich der Industrialisierung, und,
mit derselben verbunden, der Durchsetzung wirt­
schaftsliberaler Prinzipien. Heute wissen wir: Die
Massenarmut des ausgehenden 18. und frühen 19.
Jahrhunderts hat weder in der industriellen Revolu­
tion noch in der „liberal-kapitalistischen" Wirtschafts­
ordnung ihre Ursache. Denn der Prozess der Verar­
mung breiter Bevölkerungsschichten reicht bis zum
späten Mittelalter zurück.

Im Folgenden soll es in drei Schritten darum ge­
hen, (1.) zunächst nach den Erscheinungsformen,
dem Umfang und den Ursachen der in der frühen
Neuzeit ganz alltäglichen Armut zu fragen sowie nach
den Umständen, die das Armsein zum erbarmungs­
würdigen Elend verschärften; sodann (2.) zu untersu­
chen, welche Rolle die barocken Reichs- und Präla­
tenklöster als Wirtschaftsfaktoren spielten, ob sie­

wie landläufig angenommen wird — ihre grundabhän­
gigen Bauern lediglich zur Finanzierung repräsenta­
tiver Kirchen- und Konventsbauten unterdrückten
und hemmungslos „ausbeuteten", oder ob sie — ganz
im Gegenteil — als regionale Arbeit- und Auftraggeber
der Not und dem Verarmungsprozess gegensteuerten,
bevor sie durch die Säkularisation von 1803 ökono­
misch „abgewickelt" wurden; damit stellt sich zu­
gleich (3.) die Frage, ob und mit welchen ökonomi­
schen Instrumenten die „Abwickler", das heißt der
frühmoderne Fürstenstaat, der Notlage breiter Bevöl­
kerungskreise gerecht wurde.

1. Erscheinungsformen, Umfang und Ursachen
von Armut in Spätmittelalter und früher Neuzeit

a) Klären wir aber zunächst, wovon wir handeln
wollen. Wer sind die „Armen", von denen hier die
Rede sein soll?

In erster Linie sind die aufgrund ihrer materiellen
Lage objektiv messbaren „Armen" gemeint, diejeni­
gen, die an der Grenze und unterhalb des Existenz­
minimums lebten; anders gesagt: gemeint ist diejenige
Schicht innerhalb der Sozialpyramide, deren Existenz­
unsicherheit und Mangellage so gi'oß war, dass sie von
den Sozialhistorikern als „Unterschicht" bezeichnet
und damit von der übrigen Gesellschaft (der „Mittel-"
und „Oberschicht" ) nach ökonomischen Kriterien ab­
gesetzt wird. Dies waren im 18./19. Jahrhundert im
Wesentlichen drei Gruppen

Die erste Gruppe umfasst die arbeitenden Armen:
die „kleinen Leute", die zwar in dürftigen Verhältnis­
sen, aber durchaus redlich lebten ­ „recht und
schlecht", wie wir heute noch sagen —, die also die ge­
sellschaftlichen Verhaltensregeln einhielten und von
ihrer Umgebung als „ehrbar" und „sittsam" betrachtet
wurden: Zu dieser Gruppe gehörten die Kümmerexis­
tenzen unter den Selbstständigen in Stadt und Land,
kleine Gewerbetreibende me die Leinen- und Bar­
chentweber, deren Gewerbe wenig abwarf, Handwer­
ker, die unter Arbeitsmangel litten, Kleinhändler und
sogenannte „Alleinmeister" (mit nur mehr einem
oder gar keinem Gesellen, oft aber mit großer Fami­
lie), kleine Selbstständige in strukturschwachen Re­
gionen, darunter vor allem auch die zahlreichen
Kleinbauern und Seldner; ferner die Lohnarbeiter aller
Art, die Gesellen, Tagelöhner und das Gesinde in der
Stadt und auf dem Lande. Ihr Verdienst reichte allen­
falls aus, um sich selbst oder bestenfalls die „Kernfa­



milie" zu erhalten. Schon leichte Ausfälle bei den Ern­
ten oder kürzere gewerbliche Konjunktureinbrüche
bedeuteten hier eine ernst zu nehmende Existenzge­
fährdung, erst recht so alltägliche Risiken wie Unfall,
längere Krankheit oder Invalidität, um von Altersge­
brechen ganz zu schweigen.

Diese Existenzgefährdung war bei der zweiten
Annutsgruppe bereits so groß, dass die meisten ohne
fremde Hilfe kaum überleben konnten: Zu ihr zählen
die nicht Arbeitsfähigen, die Invaliden und chronisch
Kranken, die Witwen und Waisen, oftmals auch
schlicht die alten Menschen, soweit sie von der Fami­
lie oder dem bäuerlichen Hof nicht mitversorgt
wurden. Hier war die Not weit größer als bei den
arbeitenden Armen, doch nicht weniger „ehrbar" war
die Lebensführung. Die Rede ist von den gesellschaft­
lich anerkannten „Sozialfällen" der frühen Neuzeit,
denn — nota bene — nur wer unverschuldet arbeits­
unfähig war, galt auch als unterstützungswürdig. Um
es kurz zu sagen: Die Angehörigen der zweiten
Armutsgruppe sind weitgehend identisch mit der
„klassischen Klientel" der kirchlichen oder kommuna­
len Armenpflege, wie sie beispielsweise neben den
zahlenden Pfründnern im Biberacher Spital Aufnah­
me fand.

Die dritte Gruppe umfasst davon abweichend die
absoluten Außenseiter der Gesellschaft, die sozial Ge­
scheiterten, Deklassierten und Verachteten: Es sind
diejenigen, die „unehrliche" Berufe ausübten wie Ab­
decker oder Totengräber, sodann „Uneheliche" und
„Arbeitsscheue", Kriminefle und Kriminalisierte, fah­
rendes Volk, Spielleute, Prostituierte, Schäfer, Schwei­
nehirten, körperlich und geistig Behinderte. Die His­
toriker sprechen in diesem Zusammenhang von
„Randgruppen" der Gesellschaft.

Die Sozialgeschichte dieser „Randgruppen"
oder „Marginalisierten", deren sich die ehrenwerte
Gesellschaft ohne Gewissensbisse nach Bedarf be­
diente, wie zum Beispiel der Prostituierten, die sie
aber nichtsdestoweniger stigmatisierte und gesell­
schaftlich ausgrenzte, ist ein eigenes Thema, aber
nicht unser Gegenstand. Im Mittelpunkt der folgen­
den Überlegungen steht ausschließlich die Armut
der Arbeitenden, das heißt die soziale Lage derjeni­
gen, die trotz angestrengter Arbeit nicht über die
Armutsgrenze hinauskamen oder durch drastische
Ernteeinbußen und anhaltende Konjunkturkrisen
nachhaltig unter die Armutsgrenze herabgedrückt
wurden.

b) Welchen Anteil hatten die Unterschichtengrup­
pen an der Bevölkerung in Stadt und Land?

Sucht man für die vorindustrielle Zeit den Anteil
der Unterschichten an der Gesamtbevölkerung zu er­
mitteln, sind in erster Linie die ländlichen Verhältnis­
se zu untersuchen. Denn auf dem Lande lebten da­
mals in Mitteleuropa rund 80 % der Bevölkerung.'

Die oberste Stufe der /ändlichen Unterschiebt bil­
deten Landbesitzer, die kleine und kleinste, gerade
noch tragfähige Höfe bewirtschafteten (Kötter, Seld­
ner), meist keine vollberechtigten Mitglieder der Dorf­
gemeinde waren und sich nicht selten ihren Anteil an
der Allmende und Weide erkämpfen mussten.— Unter
ihnen rangierten jene Dorfbewohner, die nur noch
über eine bescheidene Hütte und im günstigeren Fall
über ein kleines Stück Land verfügten, die Häusler
und Büdner, die sich aus der eigenen Landwirtschaft
nicht ernähren konnten, und diesen zur Seite die Ein­
lieger und Inwohner, die zur Miete wohnten. Sie ver­
dienten ihren Unterhalt im Tagelohn bei Bauern oder
auf einem größeren Gut, wobei längerfristige Bindung
an einen bestimmten Hof minimale soziale Sicherheit
gewährte, aber auch in drückende Abhängigkeit
führen konnte. Noch stärker als die Lohnarbeit fiel bei
dieser Gruppe (einfache) Handwerksarbeit als Haupt­
oder Nebenbeschäftigung ins Gewicht. Überhaupt bot
das Dorfhandwerk im 18. Jahrhundert auf dem fla­
chen Lande ein Ventil für den wachsenden Bevölke­
rungsdruck.— Sodann bildete die „Heimarbeit", und
hier ganz überwiegend die Herstellung von Textilien,
für immer größere Teile der ländlichen Unterschich­
ten die wichtigste Quelle ihres Lebensunterhalts. Be­
reits seit dem Spätmittelalter entstanden namentlich
in der Ostschweiz, im Bodenseegebiet und in Ober­
schwaben von der Alb bis Augsburg dicht bevölkerte
Gewerbelandschaften, in denen Leinen und Barchent
produziert und dann im 18. Jahrhundert Baumwolle
verarbeitet wurde. Das Heimgewerbe bot nicht zu un­
terschätzende Vorteile: Die Heimarbeit machte es
möglich, Zeiten der Unterbeschäftigung und Arbeits­
losigkeit, die der Jahreslauf mit sich brachte — etwa
nach der Erntezeit — zu überbrücken; und sodann
konnte die ganze Familie, bis hinunter zu den Kin­
dern vom 5./6. Lebensjahr an, beim Spulen, Spinnen
und Weben mitwirken. Andererseits barg das Heim­
gewerbe auch schwer kalkulierbare Gefahren in sich.
Denn die Heimarbeiter waren fast immer von „Verle­
gern" abhängig, das heißt von Kaufleuten, die sie bei
nur geringem Risiko mit Rohstoffen (wie zum Beispiel
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Baumwolle) belieferten und bei Abnahme der Fertig­
produkte je nach Marktlage den Preis diktierten. ­

Aus all diesen unterbäuerlichen Schichten, aber auch
aus den nachgeborenen, nicht erbberechtigten Kin­
dern von Voll- und Halbbauern, rekrutierten sich
schließlich Knechte und Mägde, das ländliche Gesin­
de. Über seine soziale Lage wird im Zusammenhang
mit den städtischen Dienstboten gehandelt.

Insgesamt haben die unterbäuerlichen Schichten
im Zuge der demographischen Entwicklung bis zum
18. Jahrhundert derart zugenommen, dass die eigent­
lichen Bauern statistisch nur mehr eine Minderheit
bildeten. Neuere Schätzungen gehen davon aus, dass
der Anteil der ökonomisch und rechtlich benachteilig­
ten Schicht an der Landbevölkerung um 1800 je nach
Region zwischen 50 und 80 % lag; davon wiederum
waren rund die Hälfte landarme oder landlose Exis­
tenzen.

Teile dieser Besitzarrnen wanderten kontinuierlich
in die Städte ab, in denen um 1800 noch immer rund
20 bis 25 % der Gesamtbevölkerung lebten. Der An­
teil der städtischen Unterschichten an den Stadtbe­
wohnern lag seit dem Spätmittelalter wohl kaum un­
ter der 50-%-Marke, ihr Anteil sank bestenfalls in
Kleinstädten etwas ab.

Für die Zuordnung zur städtischen Unterschicht
sind im Rahmen unserer Systematik ökonomische Kri­
terien maßgebend. Diese finden sich vor allem in den
Steuerbüchern. Die besten Informationen liefern hier
die Reichsstädte. Als gängiger, wenngleich in der For­
schung nicht unumstrittener Grenzwert zwischen
Unter- und Mittelschicht gilt ein Vermögenswert von
100 Gulden (fl.). Unter dieser Vermögensgrenze lie­
gen in den oberdeutschen Reichsstädten durch­
schnittlich rund 50 bis 70 % der steuerlich erfassten
Personen. Zieht man in Betracht, dass diese Mehrheit
unter den Steuerpflichtigen am gesamten Steuerauf­
kommen der Bürgerschaft alles in allem einen nur
höchst bescheidenen Anteil von etwa 5 bis 10 % hat­
te, dann kann man sich vorstellen, wie groß der Ab­
stand zwischen Besitzenden und Nichtbesitzenden,
wischen Arm und Reich in der frühen Neuzeit war.

Gemessen am 100-Gulden-Kriterium gehörten zu
den städtischen Unterschichten selbst die Meister we­
niger angesehener Handwerkszweige wie Gärtner,
Weber, Schuhfiicker, Korbmacher, Bader usw., sodann
die Handwerker der überbesetzten Massenzünfte,
wie zum Beispiel Schneider und Schuhmacher,
schließlich die Kleinkrämer. Gerade der polemische

Kampf dieser Gruppe gegen die nichtzünftische Kon­
kurrenz auf dem Lande, gegen „Störer" und „Pfu­
scher", sowie ihre beharrlichen Versuche, sich über
restriktive Zunftordnungen abzusichern, verdeutlicht,
wie sehr sich das städtische Handwerk in Gefahr sah,.
ökonomisch weiter abzusinken.— Noch prekärer war
die Lage der Gesellen. Vor allem in den Phasen des Be­
völkerungswachstums im 16. und 18. Jahrhundert
konnte aus dieser Berufsgruppe, die rund 20 % der Er­
werbstätigen in der Stadt stellte, oft nur jeder zweite
zur Selbstständigkeit aufsteigen. Stellten sich die Ge­
sellen als qualiflzierte Arbeitskräfte finanziell auch
besser als andere Unterschichtengruppen, so stand
nicht selten die Not vor der Tür, sobald sie eine Fami­
lie gründeten.— Deutlich unter den „Gelernten" ran­
gierten die ungelernten Arbeiter in der Stadt: die
städtischen Bediensteten (wie Torwächter, Boten und
Büttel), die Masse der Hilfsarbeiter im Handels- und
Transportgeschäft (wie Fuhrleute, Karrenschieber,
Sack- und Kohlenträger), die Handlanger und Tage­
löhner. Ihre Randstellung in der städtischen Gesell­
schaft zeigt sich nicht nur in der Randlage ihrer
Wohnquartiere (an der Stadtmauer und in der Vor­
stadt), sondern auch an ihrem Anteil unter den unter­
stützungsbedürftigen Armen.

Zur unterstützten Armut zählten in der Regel kin­
derreiche Familien, hilfsbedürftige Frauen in Schwan­
gerschaft und Kindbett, Witwen und Waisen sowie in­
folge von Krankheit und Alter Arbeitsunfähige. In
überproportionaler Weise gehörten dazu auch allein­
stehende Frauen, die durch gewerbliche Hilfsarbeiten
wie Spinnen, Wollkämmen, Stricken und Sticken
oder als Näherinnen, Wäscherinnen und Markthöken
ein spärliches, meist nicht ausreichendes Einkommen
erwirtschafteten. Die Gruppe dieser „Verschämten"
oder „Hausarmen" wurde auf 5 bis 10 % der Stadtbe­
völkerung geschätzt. Der hohe Überhang an Frauen
beleuchtet die völlig ungesicherte wirtschaftliche
Lage des weiblichen Geschlechts, wenn die familiäre
Abstützung fehlte, wenn es sich also um Witwen, um
verlassene Frauen, vor allem um solche mit unmündi­
gen Kindern, handelte.

Wichtigster weiblicher Arbeits- und Erwerbszweig
in der Stadt wie auf dem Lande war die Dienstbo­
tentätigkeit. In den Städten, wo die Arbeit in Haus
und Küche im Vordergrund stand, lag der Anteil von
Mädchen und Frauen am Gesinde bei 75 bis 80 %, auf
dem Lande, wo Knechte in größerer Zahl angeheuert
wurden, deutlich niedriger. Es war weithin gängig,



Dienstverträge über ein Jahr abzuschließen. Dement­
sprechend war die Fluktuation der Dienstboten relativ
hoch. Lebenslanger Dienst bei ein und derselben
Herrschaft in sogenannten „besseren Häusern" konn­
te eine begrenzteAltersversorgung nach sich ziehen.
Im Normalfall freilich fristeten Dienstboten ein höchst
bescheidenes Dasein und sanken erbarmungslos in
die Armut ab, wenn in Notsituationen oder im Alter
die Fürsorge durch die „Herrschaft" ausblieb. Gerade
Altersarmut war unter den Dienstboten eine alltägli­
che Erscheinung. Denn nur bei persönlicher Disziplin
und bei kontinuierlicher Anstellung ließ sich ein Not­
groschen zurücklegen oder die für eine Familiengrün­
dung nötige Aussteuer ersparen. Aber auch „die Fa­
milie" war keine „Lebensversicherung" !

c) Welche Faktoren erklären die Verarmung (im
ökonomischen Langzeittrendj7

Nach dieser Bestandsaufnahme der von Armut be­
drohten Schichten stellt sich die Frage, ob und in wel­
cher Weise makroökonomische Prozesse die prekäre
Lebenssituation eines so großen Teils der Bevölkerung
erklären.4

Bevölkerungsanstieg Teuerung und Reallohnver­
lust: Wer auf die Frage nach den Ursachen der Verar­
mung mit einiger Empörung antwortet: ganz einfach,
die Löhne waren zu niedrig, sieht im Prinzip richtig.

Entwicklung der Reallö hne, 13. bis 20. Jahrhundert (Abe
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Nur, „einfach" liegen hier die Dinge nicht, vor allem
dann nicht, wenn wir davon ausgehen, dass die Höhe
der Löhne auch in der frühen Neuzeit von anderen
Faktoren abhing als „nur" vom guten Willen der Ar­
beitgeber.

Wilhelm Abel, dessen sozialhistorische Forschun­
gen aus den 1960er-Jahren bis heute nachwirken, hat
die Entwicklung der Reallöhne, das heißt der Löhne
gemessen an ihrer Kaufkraft für Grundbedürfnisse des
täglichen Lebens, über den langen Zeitraum vom aus­
gehenden Mittelalter bis zum Ersten Weltkrieg be­
stimmt. Um den europäischen Langzeittrend festzu­
stellen, hat er Bauarbeiterlöhne aus Südengland aus­
gewählt und in Waren umgerechnet, die ein Lohnar­
beiter zu kaufen pflegte. Sodann hinterlegte er die
Lohnkurve mit „Säulen", die das Bevölkerungswachs­
tum in England, Frankreich und Deutschland an ent­
scheidenden Wendepunkten markieren. Schon auf
den ersten Blick ist zu erkennen, dass sich die Löhne
vom 14. bis zum 19. Jahrhundert entgegengesetzt zur
Bevölkerung entwickelten: Nahm die Bevölkerung
drastisch ab, stiegen die Löhne, wuchs die Bevölke­
rung, verloren die Löhne an Kaufkraft. Konkrete
Stichproben bestätigen das Ergebnis: Ein Maurer zum
Beispiel, den man als „Ecklöhner" in der frühen Neu­
zeit bezeichnen könnte, erhielt im 15. Jahrhundert in
mehreren oberdeutschen Städten einen Tageslohn im

Gegenwert von mehr als
20 kg Roggen; Stein­
metz-, Schreiner- oder
Dachdeckermeister wa­
ren noch wesentlich bes­
ser gestellt, denn zum üb­
lichen Lohn addierten
sich Prämien und Gefah­
renzulagen, etwa bei Ar­
beiten am Dachstuhl oder
am Kirchturm. Nach
1800 verdiente ein Mau­
rermeister auf der Schwä­
bischen Alb nur ein Fünf­
tel dieser Getreidemenge.

Ursache des Kaufkraft­
schwunds war eine seit
dem 16. Jahrhundert in
ganz Europa feststellbare
Preissteigerung. Am
stärksten stiegen die Ge­
treidepreise, zum Beispiel
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Preis- und Lohnbewjeyuny in htitteteuropa

im N. Jahrhundert
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müie zu ernähren hatte mit einern

Langzeittrend. Erneut stiegen die
Preise für Grundnahrungsmittel we­
sentlich stärker als die Preise der Gü­
ter des elastischen Bedarfs, der Ge­
werbeerzeugnisse, und dementspre­
chend der Löhne.

Die vierte Grafik zeigt exempla­
risch an der Entlohnung eines Mau­
rer- oder Zirnmerergesellen, wie der
Preisauftrieb infolge des Kaufkraftver­
lustes der Löhne fn die Armut führte.
Das Beispiel stammt aus der Reichs­
stadt Augsburg, in deren Archiv Prei­
se und Löhne kontinuierlich belegt
sind. Abel unterstellte, dass der
Handwerker 260 Tage im Jahr be­
schäftigt war und eine fünfköpfige Fa­

physiologischen Mindestbedarf von
täglich 11200 Kalorien [3600 für
den Mann, 2400 für die Frau, 5200
für drei Kinder). Rein rechnerisch er­
gibt sich, dass der Lohn bei Schwan­

Oclrei dr — — — Grnrrbrerrraonlere — — — L üb nr

Preis- und Lohnbewegung im f 6. Jahrhundert (Abei f 972, 5. 22).

Preis- und Lohnbewegungirn 18 Jahrhundert(Abel I922,5.33).
in Frankreich auf das 6'/Ifache,
in England auf das 4fache, in
Deutschland auf mehr als das
2'/~-fache. Das einfache arith­
metische Mittel der Getreide­
preissteigerung für sieben euro­
päische Regionen — England,
Belgien, Holland, Fr ankreich,
Deutschland, Österreich und
Polen — zwischen 1501/10 (Ba­
sis der Berechnung) und 1591/
1600 beläuft sich nach Abel auf
386 %; dies entspricht bei einfa­
cher Mittelung einem jährli­
chen Preisauftrieb von 4,3 %.
Allerdings blieben, wie Abb. 2
zeigt, die Preise für gewerbliche
Erzeugnisse und menschliche
Arbeit (Löhne) deutlich hinter
dem Anstieg der Getreidepreise
zurück.s

Vergleichbare Berechnungen
für die zweite Hälfte des 18.
Jahrhunderts bestätigen den
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Handelsbeschränkungen,
andere mit der inflationären
Vermehrung der Edelme­
tallproduktion. Doch fand
bereits damals die Überzeu­
gung immer mehr Anhän­
ger, dass die eigentliche Ur­
sache des Preisanstiegs im
Missverhältnis zw ischen
Bevölkerungswachstum
und Nahrungsproduktion
zu suchen sei (Malthus'sehe
Falle). So ist es kein Zufall,
dass man in vielen Regio­

nen Mitteleuropas im 17. und 18. Jahrhundert dazu
überging, Neuland zu gewinnen, Wälder zu roden
und selbst weniger rentable Böden bis hin zu Mooren
zu kultivieren — oder, wie der Stadtschreiber von Ba­
lingen auf der Schwäbischen Alb im Jahre 1601 beo­
bachtete, dass in den Teuerungsjahren „viele rauhe
und felsige Böden ausgereutet und umgerissen" wur­
den (zit. n. Abel 1972, S. 27). Analoge Beobachtun­
gen über erhebliche Anstrengungen zur Vergrößerung
und Verbesserung der landwirtschaftlichen Nutz­
flächen lassen sich für das späte 18. Jahrhundert fest­
stellen.'

Zwischenbilanz: Im Langzeittrend bestimmte das
Spannungsverhältnis zwischen Bevölkerungsentwick­
lung und (knappem) Nahrungsspielraum, insbesonde­
re der Anstieg der Getreidepreise, den Lebensstandard
der Bevölkerungsmehrheit. Denn für die „kleinen
Leute" waren die Ausgaben für das tägliche Brot der
größte und entscheidende Posten ihrer Haushalts­
rechnung.

Eine fünfte Grafik verdeutlicht, dass unser Lebens­
standard und Wohlstand wesentlich davon abhängt,
wofür vrir unser Einkommen ausgeben können. Sie
vergleicht die Lebenshaltungskosten einer fünfköpfi­
gen Maurerfamilie um 1800 mit einem durchschnitt­
lichen Arbeiterhaushalt 2001. Angenommen wird,
dass der Maurer ganzjährig beschäftigt war. Sein Ge­
samteinkommen (104 Reichstaler) dürfte sich folgen­
dermaßen verteilt haben: Für Miete musste er 15 Rt.,
für Licht und Heizung 7 Rt. aufbringen, auf Kleidung
und sonstigen Bedarf entfielen gerade noch 6 Rt. ­

mehr stand nicht zur Verfügung, denn rund 73 % des
Einkommens mussten für Nahrungsmittel ausgegeben
werden, wobei Brot mit rund 44,2 / im Vordergrund
stand. Demgegenüber gab der Bundesbürger nur

Reallohnverlust bis unter die Armutsgrenze (Abel t 972, S. 25)

kungen seit etwa 1540 nicht mehr ausreichte, um
den Mindestbedarf der Familie sicherzustellen. Man
wird nicht vordergründig darauf schließen dürfen,
dass eine derartige Familie von diesem Zeitpunkt an
dem Hunger ausgesetzt war. Denn die Rechnung geht
von einem konstanten Verbrauch auch von „höher­
wertiger" Nahrung (Fleisch, Butter) und Verbrauchs­
gütern (Leinwand, Kerzen etc.) aus, auf die man in
„schlechten Zeiten" wenigstens teilweise verzichten
konnte; ferner blieb die Wahrscheinlichkeit, dass Frau
und Kinder zum Lebensunterhalt der Familie beitru­
gen, ebenso unberücksichtigt vrie die Möglichkeit der
Selbstversorgung mit Nahrung aus Eigenanbau.

Die entscheidende Frage ist, warum die Löhne
und Gehälter mit dem Preisauftrieb für die wichtigs­
ten Verbrauchsgüter nicht Schritt hielten. Es spricht
viel für die hypothetische Annahme, dass eine derarti­
ge Lohnanpassung erfolgt wäre, wenn sich die Leis­
tungsseite der Wirtschaft der Bevölkerungszunahme
angepasst hätte. Anders gesagt: Die Löhne verloren an
Kaufkraft, weil die Leistungen der Wirtschaft deutlich
hinter dem Wachstum der Bevölkerung zurückblie­
ben. Dieses Leistungsdeßzit bezieht sich in der früh­
neuzeitlichen Agrargesellschaft im Wesentlichen auf
die Produktivität der Landwirtschaft (mit einem '/~­
Anteil an der Gesamtwirtschaft).

Vor allem in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhun­
derts nahm die Bevölkerung in Europa rapide zu, in
Brandenburg — Preußen zwischen 1740 und 1805 von
3,2 auf 5,7 Mio. (180%), in Frankreich von 20 auf 30
Mio. (150 /) und in England von knapp 6 auf 10 Mio.
(165 %). Einige Zeitgenossen erklärten die Teuerung
mit der Verknappung des Getreides infolge staatlicher
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Brot 44,2 %

Pflanzl. Produkte 13,6 %

Heizung, Licht 6,8 '/o

Wohnung, Miete 14,4 %
Tier. Produkte 14,9 %

Kleidung, Sonstiges 6,1 %

Lebensstandard und Lebenshaltungskosten: Ausgaben einer fünfkö pfigen IViaurerfamiliein Berlin um 1BOO
(Konsumdaten in v.H. des Einkommens nach: Abel 1972, S. 1S) im Vergleich zu den durchschnittlichen Ausgaben
einer Arbeiterfamilieim Jahre 2001 (Indern Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2003 für die Bundes­
republik Deutschland, VViesbaden 2003, S. S71).

Kleidung 5,3 '/o
Wohnen, Heizung 31,0 %

Nahrung 15,9 %

Gesundheit 2,1 %

Haushalt (Inventar) 8,2 %

Freizeit, Gastronomie 15,9 %

Verkehr 14,7 %
Nachrichten, Bildung, Sonstiges 6,9 %

wendet werden" (Engel 1857, S. 169).— In Anleh­
nung an diese Logik lässt sich schlussfolgern: Jeärmer
eine Familie ist, desto härter wird sie von der Teue­
rung der Grundnahrungsmittel getroffen.'
Hungerkrisen und IConjunktureinbrüche: Wesent­

lich drastischer als die sich langfristig entwickelnde
Verknappung des Nahrungsspielraums bewirkte der
plötzliche, durch eine Missernte verursachte Mangel

mehr 15,9 /. seines Einkommens überhaupt für Le­
bensmittel aus!

Aus vergleichbaren Beobachtungen hat der sächsi­
sche Statistiker Ernst Engel schon 1857 jenen Satz ab­
geleitet, der als „Engelsches Gesetz" in die Sozialwis­
senschaften Eingang gefunden hat: Jeärmer eine Fa­
milie ist, ein desto größerer Anteil von der Gesamt­
ausgabe muss zur Beschaffung der ¹hrung aufge­
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Cg fit t«m abhufcbea, auf coefcfle fcbcofnbefabe
Ebbe bfe gtucbtpreffe uocb coefter geftfegen cocfren,
ucenn nfcbt bfe Negierung, cofe coir nacbber febea
cperben, nocb gu recbter gcft iofnbaft getbaa bcftte.

ga coefcbcr f!age bcp bfefen ®reffen ber ffuc
bemfttelte unb cffrme ficb befanb, fcf fit ffcb fefcbt efar
feben. Cr fab jlcb geaotbfgt bu ben«ngetobfpaffcbjte»
cftabrunggmfttefn feine stuffucbt gu uebmea. Statt
ber crfemufe tocbte er Srag, gelee, Kugeln ccab
djpeu; Sfepe-unb cfRebfifaub, Ia bfer unb ba fogar
bfc feinern Scfgefpcfne oertraten ble Stelle beg cfffebfg.
Sag Srot murbe mit allen mbgffcben gutbatea, unc
tcr coefcben gerfebeae NQen nocb bie beifea coaren,
permffcbt, »ab fab fffffem mebc abnffcb, alg %rot.
Scfbft aug Strob anb Jpo4 oerfucbte maa %ebf g»
mabfcn unb f8rot bu bacten, Sefonberg grog coar
bfe %otb fn ben lofebfrgggegenben: auf ber gffp,
bern Jpeubcrge, fn bcr Segenb oon loffcoclngen, Notbr
cocff u. a. ein ber ®egenb oon Notbcoeff follea
bfe $ferbc auf bern fffngcr mteber auggegrabea
unb oertebrt coorben fepa, unb bag Qberamt
Safe» berfcbtete unter'm golfen Rat x&xp, baff fn
einer Scbuftbefffcrep beg bortfgea Oberamtg bereftg
cfber nS cfiferbc gefcbfacbtet unb gefpelgt toorben

eine Umverteilung des Sozialprodukts zugunsten der­
jenigen, die Überschuss produzierten (größere Bau­
ern, herrschaftliche Güter) oder in großem Umfang
Naturalabgaben bezogen, und zu Lasten der „kleinen
Leute", die als Kleinbauern in erster Linie Selbstver­
sorger waren (Subsistenzwirtschaft), in Normalzeiten
kaum mehr als das Lebensnotwendigste produzierten
und nun unter die Selbstversorgergrenze abrutschten,
und erst recht zu Lasten aller Lohnabhängigen und
Gewerbetreibenden, die ihre tägliche Nahrung ganz
oder teilweise auf dem Markt kaufen mussten. Denn
eine gravierende Folge des Ernteausfalls war der un­
verhältnismäßige Anstieg des Getreidepreises, an den
der Preis für Brot, das wichtigste Grundnahrungsmit­
tel, gekoppelt war. Solche Missernten, die durch Un­
wetter und Klimastörungen, durch Hagel, langanhal­
tenden Regen oder Dürre ausgelöst wurden und
durch eine massive Teuerung die Armutsschwelle
deutlich absenkten, durchziehen die gesamte frühe
Neuzeit. Spektakuläre Beispiele um 1800 sind die Kri­
senjahre von 1770/71 und 1816/17.'

Immer handelte es sich bei den Erntekrisen für Tei­
le der Unterschicht um Hungerzeiten, die in der Regel
von Seuchen (Tbc, Typhus, Ruhr) überlagert wurden.
Sie rufen uns ins Bewusstsein, dass es vor dem Tod in
der damaligen Zeit keine soziale Gleichheit gab. Denn
der Anteil der unterernährten und immunschwachen
„kleinen Leute" unter den Opfern der sich rasch aus­
breitenden Krankheiten — manchenorts handelte es
sich um 10 / der Bevölkerung — war überproportio­
nal hoch. Die vermehrte Sterblichkeit in der Unter­
schicht lässt im Hinblick auf das Armutsproblem eine
grundlegende Schlussfolgerung zu; Denjenigen, die
am oder nur knapp über dem Existenzminimum leb­
ten, musste es schwerer fallen als den Besitzenden,
den Gefahren zu begegnen, die nach Missernten
drohten. Denn wer in Normalzeiten von der Hand in
den Mund lebte, keinen nennenswerten Besitz erwer­
ben und für den Notfall keine Rücklagen bilden konn­
te, der konnte den in Hungerjahren hektisch aus­
schlagenden Brotpreisen nur mit spontanen Überle­
bensstrategien begegnen: Das Spektrum reicht von
Verschuldung (Borgen von Geld und Nahrungsmit­
teln), der Veräußerung oder Verpfändung des schma­
len Besitzes über Konsumverzicht mit allen Folgen
der Unterernährung, der Suche von Ersatznahrung in
Wald und Feld bis hin zum Betteln — ob man die
Selbstversorgung auf dem Wege des Felddiebstahls
oder der Wilderei „kriminell" bezeichnen kann, mag

fepea.

Auswirkungen der Teuerung (Memminger
1818, S. l5).

angesichts der oft schreienden Not dahingestellt blei­
ben.

In gewisser Weise stellten die Teuerungsjahre mit
ihren dramatischen Preisspitzen für Getreide einen
Sonderfall innerhalb der wechselnden Konjunkturla­
gen dar. Von ihr wurden Lohnarbeiter und Handwer­
ker auch insofern getroffen, als der höhere Aufwand
für Grundnahrungsmittel zu Lasten der Ausgaben für
andere Lebensbedürfnisse ging. Dadurch sank die
Nachfrage nach Dienstleistungen und gewerblichen
Produkten drastisch ab: Auf dem Lande wurden für
Ernte, Dresch- und Feldarbeit weniger Arbeitskräfte
benötigt, so dass ein Teil des Gesindes mit Entlassung
rechnen musste; in der Stadt litt das Handwerk unter
Auftragsmangel, an eine ausgleichende Preissteige­
rung für gewerbliche Produkte in Relation zu den Le­
bensmittelpreisen war nicht zu denken, und mancher
Meister verzichtete auf seine Gesellen. Dass jedoch
nicht nur Erntekatastrophen, sondern ökonomische
Konjunkturschwankungen ganz generell die Armuts­
schwelle innerhalb der Unterschicht (mit fließenden
Übergängen zur unteren Mittelschicht) drastisch ab­
senkten, zeigt das Heimgewerbe. Herausragendes Bei­
spiel für diese Seite des Verarrnungsprozesses ist das
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Textilgewerbe. Wohl auf keine andere Erwerbsgruppe
wie die von der „verlagsindustriellen Heimarbeit" le­
benden Lein-, Barchent- und Baumwollweber schlu­
gen die Risiken des überregionalen, ja internationalen
Marktes derart durch, Risiken, die von ihnen über­
haupt nicht zu überschauen waren: der wachsende
Konkurrenzdruck benachbarter Gewerberegionen,
Konjunktureinbrüche infolge von Krieg und Handels­
sperren, kurzfristige Veränderungen der Konsumge­
wohnheiten, schließlich die zunehmende Mechani­
sierung der Spinnerei und Weberei.

Der infolge der Mechanisierung zwangsläufige
Verdrängungsprozess zu Lasten der älteren Hausin­
dustrie brachte die Mehrzahl der Heimarbeiter in an­
haltende Notlagen. Der ökonomische Strukturwandel
zog sich bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts
hin. Er war mit bedrückenden Verelendungserschei­
nungen verbunden. Spektakulär wie kein anderes Er­
eignis hat sie der schlesische Weberaufstand 1844 ins
öffentliche Bewusstsein gebracht. Durch Gerhart
Hauptmanns Drama (1892) und Käthe Kollwitz' grafi­
sche Zyklen „Ein Weberaufstand" (1898) und „Bilder
vom Elend" (1909/10) wurde die Not der Heimar­

beiter dem kulturellen Gedächtnis nachhaltig einge­
prägt.

Armutsmobilität im Lebenszyklus: Noch ein drit­
ter Umstand, der die Entstehung von Armut erklärt,
ist wenigstens kurz anzusprechen. Nicht alle, die den .
Unterschichten angehörten, befanden sich vom An­
fang bis zum Ende ihres Lebens in derselben Lage. Die
Sozialgeschichte hat in den letzten Jahren differen­
zierter herausgearbeitet, dass der Armut im Lebens­
und Familienzyklus eine ganz besondere Rolle zu­
kommt („Armutsmobilität"). Sie hat darauf aufmerk­
sam gemacht, dass viele, die an der Grenze des Exis­
tenzminimums lebten, diese Grenze eine Zeit lang
hinter sich lassen konnten, sobald sie als junge, leis­
tungsfähige Menschen Arbeit und Verdienst fanden.
Sie fielen dann aber wieder unter diese Grenze
zurück, wenn sich Nachwuchs einstellte und die Aus­
gaben für die vergrößerte Familie den Verdienst über­
stiegen. Waren die Kinder jedoch herangewachsen
und außer Haus oder Mitverdiener, dann war wieder
ein auskömmliches Leben möglich — bis mit steigen­
dem Alter und erhöhtem Krankheitsrisiko die eigene
Leistungsfähigkeit und damit das Einkommen erneut
stark absanken.'

Um es auf den Punkt zu bringen: Die Angehörigen
der Unterschichten waren, sobald sich Kinder einstell­
ten, sowie bei Krankheit und im Alter in hohem Maße
gefährdet, unter die Armutsgrenze abzusinken. Dieser
„elementare Lebenszyklus der Armut" ist im 18. Jahr­
hundert ebenso anzutreffen wie im 19., in der Land­
wirtschaft ebenso wie im Gewerbe, in der vorin­
dustriellen Zeit wie in den ersten Jahrzehnten des in­
dustriellen Zeitalters. Daraus ist ersichtlich: Die mate­
rielle Existenzgefährdung war ein „nicht abzuschüt­
telnder, periodischer Begleiter des Lebens" der „klei­
nen Leute" und für sie zugleich eine äußerst be­
drückende Erfahrung. Diese „endete, soweit es die Al
tersverarmung betraf, tendenziell erst mit der Ein­
führung der Bismarckschen Sozialversicherung und
materiell erst mit der Rentenreform von 1957"
(Schulz, S. 391).

Fassen wir die soziale Lebenslage der „kleinen
Leute" um 1800 zusammen: Sie lässt sich negativ be­
schreiben als ausgeprägte, teils temporäre, teils per­
manente Mangellage. Dabei handelte es sich um ei­
nen dreifachen Mangel: einen Mangel an Einkom­
men; einen Mangel an Vermögen, vor allem an Rück­
lagen für Notzeiten und zur Alterssicherung; und ei­
nen Mangel an auch nur minimaler Existenzsicher­

Käthe Kollwitz, Bilder vom Eiend I (Aus:
Simplicissimus, M Jg., 1. November 1909).
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heit, so dass das Gefühl, vom Absinken in die unter­
stützungsbedürftige Armut bedroht zu sein, häufig ein
lebenslanger Albtraum war.

2. Klöster und Stifte als Arbeit- und Kreditgeber:
Inseln der Glückseligen?

a) Vorüberlegungen
Den Anstoß zu den nachfolgenden Ausführungen

gab die Frage, ob es innerhalb des ökonomischen Sys­
tems um und vor 1800 Wirtschaftsräume gab, „Mi­
krokosmen" vielleicht, in denen auch den „kleinen
Leuten" ein höheres Maß an Existenzsicherheit und
Schutz vor Armut gewährt wurde. Unter diesem
Aspekt kamen die Klöster und Stifte in den Blick, die
kleinräumigen Welten der Prälatenorden der Benedik­
tiner, Augustinerchorherren, Zisterzienser und Prä­
monstratenser — nicht in ihrer Rolle als karitative In­
stitutionen (als solche hatten die Klöster seit ihrer
Gründung für die Armenfürsorge eine zentrale Funk­
tion), sondern in ihrer Rolle als Arbeit- und Kreditge­
ber.'

An solchen Ordensniederlassungen ist in der
schwäbischen Klosterlandschaft kein Mangel." Es
sind jedoch vergleichsweise nur wenige zeitgenössi­
sche Äußerungen überliefert, die den Verlust der Klös­

Bedeutung dieses Verlustes für die Unterschichten
kommt so gut wie nicht zur Sprache. Von daher liegt
es nahe, aus einer Untersuchung der realen ökonomi­
schen Funktion der geistlichen Herrschaften als Wirt­
schaftseinheiten darauf rückzuschließen, was ihr Ver­
lust für die „kleinen Leute" bedeutet haben muss.
Sehe ich recht, dann wurde dieser Fragenkomplex für
die schwäbischen Reichsklöster bislang noch nicht
aufgegriffen. Besser ist die Quellen- und Forschungsla­
ge hinsichtlich der bayerischen Prälatenklöster. Vor al­
lem hat die bayerische Staatsbürokratie im Zuge des
Besitzwechsels akribische Bestandsaufnahmen der
Klostervermögen veranlasst, die als Erster Dietmar
Stutzer in Pionierarbeiten über die bayerischen Klös­
ter und Stifter als Unternehmenseinheiten ausgewer­
tet hat. Diese und eigene Untersuchungen zur Sozial­
geschichte ostschwäbischer Reichsabteien ermutigen
zur Arbeitshypothese, dass die Klosterökonomien
diesseits und jenseits der Iller durchaus vergleichbar
sind. Was die Klöster als Wirtschafts- und Sozialsy­
stem für die „kleinen Leute" bedeuteten, soll nun an
einem bayerischen Fallbeispiel, dem Augustinerchor­

herrenstift Rottenbuch, vor Augen geführt werden. Es
sei jedoch ausdrücklich davor gewarnt, die Ergebnisse
dieser Untersuchung vorschnell zu verallgemeinern.
Das Exempel Rottenbuch wurde vorrangig in der Ab­
sicht ausgewählt, zu zeigen, was im Rahmen der Klos­
terherrschafl möglich war. Zugleich soll eine bislang
wenig beachtete Forschungsperspektive vorgestellt
werden "

b) Das Stift als Kreditgeber
Wer Rottenbuch als Unternehmenseinheit um

1803 betrachtet, der stellt fest, dass dem Stift in dem
nur dünn besiedelten und schwach erschlossenen Hü­
gelland an der Ammer eine ungeahnte Bedeutung als
Wirtschafts-, Kapital- und Sozialzentrum zugekom­
men sein muss. Im Mittelpunkt des Wirtschaftsrau­
mes stand das Stift mit seinem Verbund von Land­
wirtschaft, Gewerbe und Handwerk und seinen Fors­
ten. Zentraler Betrieb war der Klostermeierhof. Mit
ihm befanden sich einige landwirtschaftliche Außen­
betriebe (Schweigen) in engem Austausch. In einem
weiteren Sinne angegliedert waren die vier Pfarreien
mit ihren Höfen, die vom Stift geführt wurden. Den
äußeren Ring bildeten die Bauernhöfe der stiftischen
Grund- und Gerichtsherrschaft (Hofmark).

Ökonomisch interessant sind in unserem Zusam­
menhang zunächst die Pfarrhöfe. Nach damals übli­
cher Ausstattung der Pfarreien mit agrarisch nutzba­
rem Grund und Boden, durchschnittlich in der Größe
eines halben Hofes (15 — 20 ha), ist anzunehmen, dass
die Pfarrhöfe etwa 60 % ihres Aufwandes (im Wesent­
lichen Naturalien) in eigener Regie erwirtschafteten.
Eine unabdingbare Voraussetzung war allerdings, dass
sich der Pfarrherr selbst um die Ökonomie des Hofes
kümmerte. Die verbleibende „Etatlücke" wurde mit
Hilfe von Kollekten, Gebühren und Schenkungen ge­
schlossen. Die Pfarrei Unterammergau zum Beispiel
hatte unmittelbar vor der Säkularisation einen]ahres­
bedarf von etwa 1200 fl., wovon 486 fi. durch Kol­
lekten erbracht wurden. In Notlagen, wenn zum Bei­
spiel die Ernte ausfiel, sprang das Stift mit seinen Re­
serven ein.

Überraschenderweise fungierten die Pfarreien zu­
gleich als Kapitalsammelstellen: Insgesamt wurden
bei den vier Pfarrhöfen 1803 Stiftungen und Einlagen
über 23000 fl. gehalten. Es handelte sich dabei um
Erbstiftungen, hauptsächlich aber um Sparkreuzer
„kleiner Leute", die „dem Herrn Pfarrer" gegen Zins
gaben, was sie erübrigen konnten — wir würden heu­

ter und Stifter als Wirtschaftsfaktoren reflektieren. Die
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te von Kleindepositen sprechen. Die Durchschnitts­
einlage errechnet sich auf ganze 44 fl. Was geschah
mit diesem Geld? Es arbeitete in der „örtlichen Wirt­
schaft" in Form von kurzfristigen Kleinkrediten, die
sich oft um die 50 fl. bewegten. Aus diesen Auslei­
hungen zogen die vier Pfarreien einen Jahreszins von
886 fl., was einem durchschnittlichen Zinssatz von
3,8 % entsprach. Dieser Zinssatz lag zwar etwas unter
dem damaligen Marktzins, war aber dennoch gewinn­
orientiert. Für die Kleinsparer bestand im Übrigen
kaum ein Risiko, denn das Stift haftete mit seinem Ge­
samtbesitz grundsätzlich auch für die Verbindlichkei­
ten seiner Pfarreien.

Andere Bedingungen galten, wenn sich Stiftsun­
tertanen, die grundabhängigen Voll- und Halbbauern
oder die Handwerker mit ländlichem Nebenerwerb
(Seldner) beim Stift um einen Kredit bemühten. Dann
waren für ansehnliche Kredite von 150 bis 500 fl.
(was dem Hoffuß eines '/s- und '/~-Hofes entsprach)
gewöhnlich 0,8 bis 1,2 % Zinsen zu bezahlen. Die
Stiftsuntertanen besaßen somit bei ihrem Grund- und
Gerichtsherrn eine Art von Kreditprivileg; außerdem
nahmen sie höhere Kreditsummen auf und sie schlos­
sen langfristige, oft über zwei Generationen hinweg
wirksame Kreditverträge ab. Diese großzügige Kredit­
vergabe erklärt sich nicht zuletzt daraus, dass der
Grundherr als Ober- und Miteigentümer am Hof
selbst ein Interesse daran haben musste, dass Investi­
tionen und werterhaltende Verbesserungen durchge­
führt wurden.

Der „gespaltene Zins", der die Stiftsuntertanen be­
günstigte, und die Unternehmensstruktur, derzufolge
die Pfarreien als örtliche Kreditgeber Rückhalt und
Ausgleich bei einer übergeordneten Zentralkasse
(dem Stift) fanden, erinnert in frappanter Weise an das
moderne Genossenschaftsprinzip.

In welchen Größenordnungen bewegte sich die
Kredittätigkeit der „Zentralkasse"? Rottenbuch hatte
bei seiner Aufhebung insgesamt ein Kapital von
309500 fl. ausgeliehen. Dies ist für die Prälatenklös­
ter eine einmalige Summe. Von dieser entfielen u. a.
auf den (schon damals) notorischen Hauptkreditneh­
mer, den bayerischen Staat, „nur" 30500 fl., weitere
31 800 fl. auf die benachbarte Prämonstratenserabtei
Steingaden, deren ehrgeizigstes Bauvorhaben, die
Wieskirche, offenbar zu einem guten Teil auch mit
Rottenbucher Geld finanziert wurde; 2000 fl. hatte
das Stift über seine Südtiroler Weingüter an die Tiroler
Landschaft ausgeliehen. Den Löwenanteil von rund

222100 fl. (dem entsprechen 71 % des Kapitals) bil­
deten Kredite an die eigenen Untertanen und die ört­
liche Wirtschaft; etwa 20 % dieser Kreditsumme ent­
fielen auf zinslose Stundungen aus unterschiedlichs­
ten Naturalforderungen, 12 % auf unverzinsliche Bar­
kredite.

Am häufigsten wurden Kredite im Falle von Inves­
titionen oder Erbauseinandersetzungen gewährt, aber
auch echte Expansionskredite finden sich, etwa für
die Erweiterung des Viehbestandes, den Bau von Stäl­
len usw. Daneben stehen Überbrückungskredite bei
Ernteausfällen, Hagelkatastrophen, Viehseuchen oder
Bränden. Die Hilfe im Notfall konnte auch darin be­
stehen, dass das Stift auf alte Forderungen ganz ver­

. zichtete und nach dieser großzügigen Entschuldung
Saatgut, Vieh oder Bauholz zur Verfügung stellte. Ge­
genüber Handwerkern, Häuslern, Seldnern, selbst Ta­
gelöhnern herrschte der Typ des Existenzgründungs­
und Festigungskredits vor. Jeder, der dem Rottenbu­
cher Propst integer erschien — juristisch einklagbare
Schuldscheine oder Hypothekenbriefe finden sich fast
keine — bekam einen solchen Kredit über 120, 150
oder 250 fl. mit einer Laufzeit von meist 40 bis 45
Jahren zur Errichtung einer Werkstatt, zum Kauf ei­
ner Gewerbekonzession oder zum Bau eines „Häusl".

Ohne Übertreibung lässt sich festhalten: Die Kre­
dittätigkeit des Stiftes war zu einem erheblichen Teil
Konjunktur- und vor allem auch Strukturfinanzierung.
Mit ihr trug Rottenbuch, wie auch andere Stifte und
Klöster, in ganz entscheidender Weise zur Schaffung
von Arbeitsplätzen sowie zur Ansiedlung von Bauern
und Seldnern und damit zur Binnenkolonisation des
Voralpenlandes bei.

c) Das Stift als Wirtschaftsbetrieb und Arbeitgeber
Unwillkürlich drängt sich die Frage auf, wo denn

das Geld her kam, das vom Stift verliehen werden
konnte. Wie bereits gesagt, bestand die ökonomische
Grundlage der klösterlichen Eigenwirtschaft in einern
Verbund von Landwirtschaft, Gewerbe und Hand­
werk. Innerhalb desselben kam der Landwirtschaft
überragende Bedeutung zu,

Rottenbuch bewirtschaftete 4 landwirtschaftliche
Großbetriebe mit einer Nutzfläche von 1660 ha (die
Hälfte davon waren Ödland und Moorböden). Öko­
nomisches Rückgrat war die äußerst personalintensive
Viehwirtschaft: 1803 handelte es sich u. a. um 38
Hengste, 49 Stuten, 20 Fohlen, 152 Milchkühe, 58
tragende Jungrinder, 91 ein- bis zweijährige Kälber,
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Hinzu kam eine Vielzahl von Teilzeit-Lohnarbeitern,
deren Lohn kaum zu erfassen ist. Zum Personal gehör­
ten aber auch ein Klosterrichter, ein Gerichtsschreiber,
ein Polizeidiener und fünf Förster.

Im Rahmen unseres Themas, das nach der sozialen
Lage der „kleinen Leute" fragt, kommt es besonders
auf den Lohn, die Beschäftigungsdauer und das
Durchschnittsalter der Beschäftigten an. Es kenn­
zeichnet die genannten Arbeitnehmergruppen des
Stiftes, dass sich durchschnittliche Beschäftigungszei­
ten von 33 Jahren und im Mittel ein Lebensalter von
49 Jahren errechnet. Der Durchschnittslohn betrug
100 fL im Jahr, wobei die Naturalien in Geldwert um­
gerechnet sind. Die Schwankungen nach oben und
unten sind zum Teil beträchtlich: Der Klosterrichter
zum Beispiel bezog ein Jahresgehalt von 1600 fl., die
Lehrbuben in den Handwerksbetrieben und die Vieh­
hüter auf den Schweigen brachten es auf 35 fl.

Ein bescheidener Aufstieg — vom Stallbuben zum
Oberknecht oder vom Lehrling zum Meister — war
durchaus möglich. Andererseits gab es auch eine ne­
gative Dynamik Denn das Stift ließ seine Arbeitneh­
mer nicht im Stich, wenn sich die Leistungskurve mit
zunehmendem Alter wieder senkte. Um ein Beispiel
zu nennen: Der einstige Fuhrknecht wurde im fortge­
schrittenen Alter zuerst Mäster im Stall, dann Stroh­
schneider und fand sich schließlich als Torwärter wie­
der. Das Stift beschäftigte also den Mann nach jahre­
langen kräfteraubenden Transporten im Alpenraum
bis nach Südtirol (zu den dortigen Weingütern) mit
zunehmend leichteren oder schonenden Arbeiten. Al­
tersgrenzen gab es grundsätzlich nicht. Wer nicht
mehr arbeitsfähig war, wurde vom Stift mit einem
Drittel seines einstigen Lohnes „durchgeschleppt"­
eine knappe, aber doch krisensichere Altersversor­
gung.

Bleibt die beunruhigende Frage, ob das Stift nicht
auf Kosten seiner abgabepflichtigen Bauern lebte. De­
ren gab es im Stiftsgebiet 385. Die damaligen Abga­
ben bestanden im Zehnten (10 % der Bruttoernte),
den Grundrenten (Getreidedienst und Gilten für den
Hof), den Laudemien (einer Steuer, in Höhe von 10 %
des Hoffußes/Einheitswertes, die bei Besitzwechsel
fällig war und eine Art Erbschaftssteuer darstellte)
und in der Ablieferung von Geflügel, Eiern, Schmalz,
Butter usw. Die Gesamtsumme der Abgaben errech­
net sich auf 24 bis 28 % dessen, was ein Bauer erwirt­
schaftete. Die Gegenleistung des Stiftes bestand nicht
nur in der Überlassung der Hofstelle, sondern auch,

um von Mastschweinen (31), Schafen (102), Läm­
mern (48) und dem Federvieh nicht zu reden. Die
Produktion war auf Milch- und Fleischerzeugung aus­
gerichtet, und zwar zur Versorgung der Stiftshaushal­
te, des Spitals auf dem Peißenberg, der Bedürftigen in
den Pfarreien und allen, die auf den Höfen Arbeit fan­
den. Allein auf dem Meierhof waren dies der Mayr
und die Mayrin, eine Köchin, 7 Fuhrleute, 4 Stroh­
schneider, 6 Hirten und 4 Mägde für den Kuhstall.
Insgesamt waren auf den Höfen durchgehend 47
Dienstboten und in Teilzeit 100 Taglöhner und Häus­
ler beschäftigt.

Es fällt auf, dass von den Erzeugnissen offenbar
kaum etwas verkauft wurde. Das Stift besaß somit ei­
nen eigenen inneren Markt, der dadurch „gestützt"
wurde, dass die Entlohnung der Beschäftigten über­
wiegend in Naturalien erfolgte. Die intensive Viehhal­
tung aber, bei der auf zuverlässige und erfahrene Ar­
beitskräfte nicht verzichtet werden konnte, sorgte für
stabile und relativ gut entlohnte Arbeitsplätze.— Al­
lerdings war die Landwirtschaft für sich allein genom­
men ein Zuschussgeschäft.

Wie sehr das Stift auf den Meierhof, sein landwirt­
schaftliches Versorgungszentrum, angewiesen war,
lässt sich auch an der Zahl der eigenen Handwerksbe­
triebe ablesen: Rottenbuch unterhielt eine Zimmerer­
werkstatt, eine Ziegelei, eine Kalkbrennerei, eine
Mühle, eine Bäckerei, ein Sägewerk, eine Wagnerei,
eine Schmiede und einen Steinbruch. Außerdem be­
trieb das Stift die Tafernwirtschaft des Ortes Rotten­
buch, recht einträglich übrigens, weil hier die Fuhr­
leute auf dem Weg nach Augsburg Station machten.
Den größten Gewinn warf, wie bei zahlreichen
bayerischen und schwäbischen Klöstern, die Brauerei
ab: Bei einem Bierausstoß von etwa 2500 Hektolitern
erwirtschaftete sie einen durchschnittlichen Jahres­
nettogewinn von knapp 2300 fl. (1780 — 1800) und
damit mehr als ein Drittel des Rottenbucher Rein­
ertrags. Der Absatz war durch die Monopolstellung
am Ort, nicht zum Geringsten aber auch durch Qua­
lität gesichert, denn den aus der Gutherrschaft be­
kannten Bierzwang gab es in Altbayern nicht.

In die Vielfalt der Beschäftigungsmöglichkeiten in­
nerhalb des stiftischen Betriebsverbundes gibt die
Lohnliste Einblick: Sie verzeichnet Schuster, Schnei­
der, Gärtner, Koch und Küchenhilfen, Heizer, Kon­
ventsdiener, Hausdienerinnen, Schreiner, Zimmerer,
Sattler, Müller, Schmiede, Scheffler, Wagner, Nacht­
wächter, Torwärter, Metzger, Fischer und Apotheker.
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wie bereits ausgeführt, in Kredit- und Naturalhilfen,
vor allem auch in Notzeiten. Insgesamt brachten die
Stiftsuntertanen im Jahr der Klosteraufhebung 10200
fl. auf, die Durchschnittsbelastung der Höfe lag bei 25
bis 30 fl. Wer sich diese Zahlen vergegenwärtigt, wird
zumindest für Rottenbuch an der gängigen Auffassung
zweifeln, die Barockklöster hätten ihre Bauern in un­
gezügelter Baulust über Gebühr ausgepresst.

Ein letzter Blick gilt der Gesamtbilanz des Stiftes
zur Zeit der Säkularisation: Aus allen Betriebseinhei­
ten und aus allen Abgaben nahm Rottenbuch 24 700
fl. ein. Dem standen Ausgaben von 18500 fl. gegen­
über, von denen 44 % auf Löhne und Versorgung der
Arbeitnehmer entfielen. Daraus saldiert ein Rohüber­
schuss von 6200 fl. Von diesem wurden u. a. der Un­
terhalt der Stiftskirche, eine weiterführende Schule,
das Spital auf dem Peißenberg und das dortige Obser­
vatorium finanziert. Danach verblieb ein jährlicher
Überschuss von 3600 fl. Dieser Überschuss floss in die
Liquiditätsreserve und in die Kreditvergabe.

Von einem Streben nach Gewinnmaximierung
kann im Stift Rottenbuch nicht die Rede sein. Viel­
mehr erhöht der Einblick in die Geschäftsbücher die
Glaubwürdigkeit jenes Berichts, den der mit der Sä­
kularisation beauftragte Schongauer Landrichter nach
München sandte: „Für die Ordnung aller Manualien,
welche mustergültig genannt zu werden verdient, die
genaueste Führung aller Rechnungen und die überaus
milde Behandlung aller Unterthanen verdient das Stift
das allervorzüglichste Lob. Diese Unterthanen haben
in unzähligen fatalen Umständen [...] thätige Hilfe er­
halten, mit beträchtlichen, fast bis zur Verschwendung
reichenden Nachlässen, Capitalien zu geringsten Zin­
sen, unverzinsliche Ausleihungen ohne alle Interessen
[...] sowie jederzeitigen Rathschlag bei allem Unglück
in Haus und Hof" (zit. n. Stutzer 1978, S. 196).

Lohnsystem, Sicherheit des Arbeitsplatzes und
schließlich Versorgungsgarantie lassen darüber hinaus
die Vermutung zu, dass die „kleinen Leute" um 1800
unter der Klosterherrschaft tatsächlich besser lebten
als andernorts. Von daher erscheinen die Folgen der
Säkularisation für die „kleinen Leute" in einem neuen
Licht

3.„Moralische Ökonomie" und„paternalistische
Politik": Auf dem Weg zum modernen lnterven­
tionsstaat?

Die Säkularisation von 1802/03 entzog den
Reichs- und Mediatklöstern nicht nur alle Herrschafts­
rechte, sondern auch alles bewegliche und unbeweg­
liche Vermögen. Die Gewinner waren die neuen Her­
ren und Eigentümer. Die süddeutschen Fürstenhäuser
ließen sich für ihre in den Revolutionskriegen erlitte­
nen linksrheinischen Gebietsverluste aus dem Kir­
chengut reich entschädigen. Die Klosteruntertanen­
Bauern, ländliche Handwerker und Bedienstete der
ehemals geistlichen Herrschaften — traten zu den neu­
en Landesherren in ein analoges Verhältnis. Grund­
zinsen, Abgaben und Steuern waren nun an den
„Staat" zu entrichten. Von daher liegt es nahe, danach
zu fragen, ob und in welcher Weise der säkulare Fürs­
tenstaat der prekären Lage der „kleinen Leute" zu Be­
ginn des 19. Jahrhunderts Rechnung trug. Als Beispiel
bietet sich das Königreich Württemberg an, als „Indi­
kator" fungieren die ökonomischen Maßnahmen der
Stuttgarter Regierung in der Teuerungs- und Hunger­
krise von 1816/17. Dem Grundmuster nach handel­
te es sich dabei um eine jener Krisen „alten Typs" (Er­
nest Labrousse], die in der Zeit vorindustrieller Pro­
duktions- und Wirtschaftsformen durch den Wir­
kungszusammenhang von Wetterkatastrophe, Miss­

Biberach

Kernen

Roggen

Gerste

17.07.16

3.24

3.12

1.06

30.12.16

Entwicklung der Getreidepreisein Biberach 1816/1817(nach Krais 1822,5230 — 272);
Lesehiife: Für 1 Simri Kernen (= 22 Liter) wurden 5 fl.24 kr notiert (1 fi. = 60 kr).

11.06.17

10.00

7.403.45

2.50

30.04.17

6.27

4.32

2.06

Preisanstieg

185 2 o/o

225,5 %

225,0 %

271,0 %

13.12.17

3.52

3.24

3.24

1.162.48
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der Staat zwar nicht zum „obersten Getreidehändler",
aber der gewinnbringende Export des herrschaft­
lichen Getreides lag ihm näher als die „unverzins­
liche" Vorratshaltung für Notzeiten und der altherge­
brachte Konsumentenschutz durch die Bindung des
Fruchthandels an die städtischen Schrannen mit ihren
preisregulierenden Mechanismen. Wenn Württem­
berg also im Jahre 1815 zum Freihandel mit Getreide
unter Aufhebung der alten Schrannenordnung über­
gegangen war, dann kam dies auch dem Staat als p öß­
tem Bezieher von Naturaleinkünften entgegen. Und
es lag auch im staatlichen Interesse, die Getreideex­
porte im Krisenjahr 1816 möglichst lange auf einem
hohen Niveau zu halten."

Sodann hatte auch der „zweite Eckpfeiler" des Sys­
tems der regionalen Nahrungsvorsorge, die Getrei­
debevorratung in den kommunalen Fruchtkästen,
eine „Erosion" erfahren. Auch hier spielten hskalische
Interessen eine wichtige Rolle. Ursprünglich hatten
die Fruchtkästen die Funktion, in Notzeiten einer all­
gemeinen Teuerung durch Öffnung der Vorräte für
den Markt entgegenzuwirken. Seit Mitte des 18. Jahr­
hunderts war es indes „bey den Gemeinden außer Ge­
wohnheit gekommen, die Erhaltung von Vorräthen
als eine nothwendige Vorsichtsmaßregel zu betrach­
ten" (Memminger 1818, S. 9). Statt dessen waren die
Gemeinden dazu übergegangen, Getreide gegen ei­
nen Jahreszins von '/s der betreffenden Menge aus­
zugeben. Dies entspricht einem Zinssatz von 12,5 %.
Der Zinsgewinn wurde der Amtskasse zugeteilt und
mit dem Steueraufkommen der Gemeinde, dem sog.
Amtsschaden, verrechnet. Wer sah sich aber genötigt,
auf ein derartiges, für damalige Verhältnisse ungünsti­
ges „Finanzgeschäft" einzugehen7 Es waren Kleinbau­
ern, Seldner, Weingärtner usw. Es handelte sich somit
um die „kleinen Leute" auf dem Lande, die im würt­
tembergischen Ancien Regime steigenden herrschaft­
lichen Belastungen unterworfen wurden, nicht selten
ihre agrarischen Erträge unmittelbar nach der Ernte
zu ungünstigen Saisonpreisen verkaufen mussten, um
zu Martini Steuern und Herrenzinsen bezahlen zu
können, und sich später im Erntejahr zum Getreide­
zukauf gezwungen sahen, um die unmittelbaren Nah­
rungsbedürfnisse zu stillen oder die Saat auszubrin­
gen. Diese Art der „Zweckentfremdung" der kommu­
nalen Fruchtkästen hatte von Amt zu Amt freilich un­
terschiedliche Dimensionen.

Die Kommerzialisierung, Fiskalisierung und Ge­
treideabschöpfung nahm seit dem Ende des 18. Jahr­

ernte und nachfolgender Teuerung verursacht wur­
den. Allerdings wirkten sich 1816/17 spezifische,
d. h. zeit- und situationsbedingte Faktoren krisenver­
schärfend aus.

aj Ursachen der Hungerkrise 1816/17 und krisen­
verschärfende Faktoren

Einige Regionen Württembergs, vor allem das Un­
terland, gehörten damals zu den vom Ernteausfall am
schwersten betroffenen Gebieten Mitteleuropas.
Selbst im besser versorgten Oberschwaben schnellte
der Getreidepreis binnen weniger Monate unverhält­
nismäßig in die Höhe."

Die Teuerung der Frucht wirkte sich gravierend
auf den Brotpreis aus. In Mangelgebieten mit hohem
Gewerbeanteil und marktabhängigen Haushalten stie­
gen die Brotpreise leicht auf das Zweieinhalbfache.
Der heftige Ausschlag der Getreide- und Brotpreise er­
klärt sich schlicht aus dem erntebedingten Mangel,
aus dem Missverhältnis von Angebot und Nachfrage
sowie aus der geringen Elastizität des Marktes. Das
„tägliche Brot" blieb selbst in extremen Notzeiten für
die Masse der Bevölkerung der vergleichweise billigs­
te Kalorienträger. Auf Brot und Getreide konzentrier­
te sich daher die Nachfrage.

Nicht allein die anhaltende Binnennachfrage am
lokalen Markt und der Getreideabfluss zur Versor­
gung der württembergischen Mangelgebiete bewirk­
ten selbst dort, wo Getreide vorhanden war, Verknap­
pung und Teuerung, auch der Getreideexport in not­
leidende Nachbarregionen, namentlich nach Bayern,
in die industriell orientierte Ostschweiz und die Pfalz,
forcierten den Preisauftrieb. Denn erst im Spätherbst
1816, als die Unterversorgung der eigenen Bevölke­
rung längst absehbar war, intervenierte die Stuttgarter
Regierung durch Erhöhung der Ausfuhrzölle, Aufhe­
bung der Einfuhrzölle und Akzisebefreiung zur Bele­
bung der internen Getreidezirkulation.

Es wäre vordergründig, die späte staatliche Inter­
vention auf bürokratische Nachlässigkeit oder die
Trägheit des bürokratischen Apparats zurückführen
zu wollen. Sie erklärt sich vielmehr aus dem Zusam­
menhang zwischen dem wirtschaftspolitischen Kurs
der Regierung und ihren fiskalischen und kommer­
ziellen Interessen. Nach den Schätzungen Wolfgang
von Hippels machten die Naturalabgaben, mit denen
die bäuerliche Bevölkerung belastet war, in Württem­
berg noch im frühen 19. Jahrhundert rund 20 % des
landwirtschaftlichen Bruttoertrags aus. Damit wurde



Von Volker Ootterweich, Augsburg

hunderts krisenhafte Ausmaße an. Dazu trugen vor al­
lem die Forcierung der regulären staatlichen Abgaben
und die rigorose Eintreibung der Steuern und Zinsen
durch staatliche „Presser" (Gerichtsvollzieher) bei.
Nicht minder verschärften die Belastungen durch
Kriegskontributionen und Requisitionen während der
napoleonischen Kriege die gedrückte Lage breiter Be­
völkerungsschichten. Nach dem offiziösen Bericht des
Stuttgarter Statistikers J. D. G. Memminger im ersten
Jahrgang des Württembergischen Jahrbuchs (1818)
waren allein zwischen 1813 und 1815 über 104000
Scheffel Dinkel und nahezu 102000 Scheffel Haber
an die durchziehende österreichische Armee zu lie­
fern gewesen (S. 4). Sodann haben seit 1811 mehrere,
unmittelbar aufeinander folgende schlechte Ernte­
jahre und der Konjunktureinbruch im Textilgewerbe
nach Aufhebung der Kontinentalsperre die Notlage
der „kleinen Leute" drastisch verschärft.

Nach Auffassung des Göttinger Sozialhistorikers
Hans Medick lässt das Zusammenwirken der skizzier­
ten Faktoren die Hunger- und Teuerungskrise von
1816/17 lediglich als „Gipfel" einer läger/iistigen
Entwicklung erscheinen, „welche die Nahrungs- und
Überlebensbasis der kleinen Leute" dynamisch ver­
engte (Medick 1985, S. 41). Deren „treibendes Mo­
ment" sieht er in der Getreideabschöpfung und Ge­
walt des württembergischen Ancien Regime, die in
das Teuerungsjahr hineinwirkten und in gewisser
Weise die Bemühungen der Regierung und der Äm­
terverwaltung konterkarierten, die Not durch Abgabe
von Brotgetreide zum „Gnadenpreis" zu mildern.

bj Notlage der marktabhängigen Unterschiebt
Die Teuerung traf vor allem die marktabhängige

Unterschicht, die in Normalzeiten 40 bis 50 % ihres
Einkommens für Brot ausgab. Auf dem Höhepunkt
der Krise, in den Monaten April bis Juni 1817, wur­
den in den am schwersten betroffenen Ämtern Würt­
tembergs bis zu 70 % bargeld-, getreide- und brotloser
Haushalte festgestellt, die auf Armenunterstützung
angewiesen waren. Legt man die nach vier Armuts­
klassen gestaffelte Ausgabe von verbilligtem Brot
durch das Biberacher Spital zum einheitlichen Son­
derpreis von 12 kr. je Laib (ä vier Pfundj einer Über­
schlagsrechnung zugrunde, dann fehlten selbst in die­
ser durch ihr agrarisches Hinterland begünstigten
Stadt des schwäbischen Oberlandes bereits im Januar
1817 rund 55 % der Stadtbewohner die Mittel, um
das verteuerte Brot zu kaufen. Rechnet man die Ab­

Leutkirch

Biberach

Waldsee

Ehingen

Riedlingen

Göppingen

Metzingen/Urach

Crailsheim

Laufen

Preisspitzen auf württembergischen Getrei­
demärkten Anfang Juni 1817 (nach Memminger
18'I8, S. 141 Kernen = bereits geschälter und
daher wesentlich teurerer Dinke)i 1 Scheffel
= 8 Simri = 177,2 Liter).

Marktplatz

gewiesenen hinzu, dann stuften sich in der Stadt 777
von insgesamt 1067 Familien (dies entspricht einem
Anteil von mehr als 70 %) als unterstützungsbedürftig
ein.'4 Die Ausgabe der jeweiligen Brotmenge nach
dem Grad der Bedürftigkeit verdeutlicht, dass im Hin­
blick auf diesen hohen Prozentsatz wohl von „Ar­
mut", aber nicht von völliger „Nahrungslosigkeit" ge­
sprochen werden darf. Für Württemberg insgesamt
wird ein Anteil von 40 bis 60 % „Nahrungsloser" an
der Gesamtbevölkerung als realistische Schätzung be­
trachtet.

c) Intervention der Regierung: Moralische Ökono­
mie und paternalistische Politik

Erst als die Lage bedrohlich wurde, die reale Not
einer wachsenden Schicht zum Himmel schrie und
ein gnädiges Schicksal König Friedrich I. abberief, ging
die Stuttgarter Regierung dazu über, die nach volks­
tümlicher Auffassung geschuldete „Hilfe gegen Teue­
rung und Hunger" zu leisten. Wirtschaftspolitisch be­
deutete dies, dass Stuttgart die wirtschaftsliberalen

Preise f6r 1 Scheffel
Kernen

70 ­ 75 fl.

72 fl. 45 kr.

64 fl. ­ 78 fl. 24 kr.

70 fl. ­ 80 fl.

75 fl. ­ 84 fl.

72 fl, ­ 88 fl.

79 fl. 52 kr.

88 fl. — 91 fl.

92 fl. — 96 fl.

80 fl.
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Getreidevorrä te in der Stadt 8i beroch und im Oberamt nach

Prinzipien des Freihandels aufgab und statt dessen auf
das Marktgeschehen und den Marktpreis „im Sinne
sozial ausgleichender, Gerechtigkeit'" Einfluss nahm
(Hippel 1995, S. 11). Tatsächlich trat mit dem Regie­
rungsantritt König Wilhelms I. die Durchsetzung mo­
derner marktwirtschaftlicher Grundsätze zeitweise
zugunsten der vormodernen Normen einer „morali­
schen Ökonomie" (Eward P. Thompson) zurück.

An erster Stelle sind hier die Anstrengungen zu
nennen, die dringend benötigten Nahrungsmittel für
die eigenen Untertanen im Lande zu halten: Dazu
gehörten einerseits das Verbot an die Fruchtkästen der
Oberfinanz- und der Hof- und Domänenkamrner, über
die Grenzen zu verkaufen, die bereits genannte Er­
höhung der Ausfuhr- und die Aufhebung der Einfuhr­
zölle, das Verbot des Getreideaufkaufs auf dem Lande
und schließlich, auf dem Höhepunkt der Krise im Mai
1817, eine allgemeine Fruchtsperre. Andererseits
wurde eine staatliche Getreideaufkaufskommission
eingesetzt, die am rheinischen und holländischen
Markt Getreide aufkaufte, das in zwei Lieferungen im
Mai und Ende Juni 1817 an zahlungskräftige Klein­
konsumenten und Kommunen zur Verteilung kam.
Nach Memminger summierte sich der staatliche Im­
port auf 77073 Scheffel „glatter Früchte" (S. 22). Die
Gesamtkosten für Aufkauf, Transport, Verwaltung
und Vorfinanzierung durch einen Wiener Großspedi­
teur beliefen sich auf 2,9 Mio. fl. Da von diesen Aus­
gaben lediglich 154 000 fl. (5,2 %!) durch eine Steuer­
umlage wieder eingebracht wurden, rund 95 % aber
durch Bareinnahmen, Schuldforderungen an Gemein­

der Regierungsvisi tat(an im Juni 1817 (Krais 1822, S. 257).

den und Oberämter sowie kommunale Guthaben bei
der Regierungskasse gedeckt waren, kann davon aus­
gegangen werden, dass die Regierung das Getreide
zum Gestehungspreis abgab."

Zum Teil nur symbohsche Wirkung hatten die
Maßnahmen, die zunächst zur Stabilisierung des Ge­
treide- und Brotpreises ergriffen wurden: die Anwei­
sung an die Gemeinden und Oberämter, ihre Not­
vorräte durch Getreidezukauf auf in- und ausländi­
schen Märkten aufzufüllen, und die Wiederanbin­
dung des kommerzieflen Fruchthandels an die herr­
schaftlich kontrollierten Schrannen („Marktzwang")
zur Unterbindung des „Wuchers". Selbst die Abgabe
der „für den Nothfall aufgesparten Vorräthe der Ober­
finanzkammer, der Hofkammer und der Stiftungsver­
waltungen" in Haushaltsmengen zu „herabgesetzten
Preisen" (Dinkel 10 — 1 2 fl., Roggen und Gerste 16 — l 8
fl.) im Mai 1817 konnten die Dynamik des Preisauf­
triebs kaum dämpfen (Memminger, S. 21). Erst das
„letzte drakonische Mittel" (Medick 1985, S. 43),
eine landesweite Registrierung aller gehorteten Früch­
te und der Zwangsverkauf der den Eigenbedarf über­
steigenden Vorräte zu festgesetzten Taxen (Maximum
vom 10. 6. 1817) ließen die Preise fallen.

Soweit die staatlichen Eingriffe in den Markt das
Ziel verfolgten, das Angebot sicherzustellen und lan­
desweit zu homogenisieren sowie den Brotpreis zu
dämpfen, waren sie immer auch ein Stück Armenpoli­
tik. Am augenfälligsten trat die soziale Komponente
der obrigkeit!lehen Maßnahmen in der direkten Un­
terstützung von Bedürftigen durch unentgeltliche
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Getreideausgaben zum Gnadenpreis an die
Gemeinden des Biberaeher Spitals (Krais
1822, S. 253 f). Weitere Gemeinden von AB­
mannshardt bis Zaini ngen IOberamt Urach)
erhielten 1042 Simn Roggen, 721 Simri
Veesen und 1459 Simri Hafer.

See fctfcbte.

Sccfclt

S9
7

x6
x7
f

g3
34
36

ßabcc

XS

63

Icc(lc

36
60
~S
60
36

9x

fO

50
3a
50

XO
XQ

7a

I70
6

43
I9

5$

55

6y

xS
76

xy6
i5X

I9
6y

Suppenküchen, Ausgabe von Nahrungsmitteln, die Fi­
nanzierung von „Industrieschulen" zur Integration
von Armenkindern und Maßnahmen der Arbeitsbe­
schaffung (Strick-, Baumwoll- und Spinnarbeiten) vor
Ort konkrete Hilfe leisteten.

Aufs Ganze gesehen bleibt festzuhalten: Die
Staatsregierung sah das Problem, dass Getreide und
Brot für einen Teil der Bevölkerung zu teuer waren.
Sie versuchte es im Wesentlichen dadurch zu lösen,
dass sie den kommunalen Bezug von Getreide zum
Selbstkosten-, teilweise auch zum „Gnadenpreis" vor­
finanzierte. Die Entscheidung darüber, in welcher
Form und zu welchen Bedingungen ärmere, vom
Hunger bedrohte Haushalte versorgt wurden, blieb

. den Ämtern und Gemeinden überlassen. Dies gilt

nalem Stiftungsvermögen organisierte Wohltätigkeit.
Damit setzte sich die seit Jahrhunderten praktizier­

te Kommunalisierung der Armenpflege fort. Neue
Töne wurden insofern laut, als die kommunale Kri­
senhilfe zunehmend deutlicher als ein „Recht" der
Bezieher definiert, die sozialpolitische Zuständigkeit
der lokalen Entscheidungsträger unterstrichen und
den Kommunen Sozialleistungen auf einem höheren
Mindestniveau abgefordert wurden." An einen — mo­
dern gesprochen — ausreichenden staatlichen Finanz­
ausgleich zugunsten der Gemeinden dachte das würt­
tembergische Ancien Regime nicht.

Offene Fragen: Kloster- versus Fürstenstaat2

Das breit gefächerte protektionistische Instrumen­
tarium, zu dem die Regierung zur Homogenisierung
des Marktes und zum Schutz der Konsumenten griff,
hatte immer auch propagandistische Funktion: Der
„gerechte Preis" und die „Notvorsorge" sollte den Un­
tertanen das Bild einer Regierung vermitteln, die in
Notlagen „präsent" war und sie, wie es Memminger
formulierte, „mit väterlicher Sorgfalt [...] durch die Pe­
riode des unerhörten Jammers hindurch führte" (S.
16). Die hausväterliche Rhetorik des Fürstenstaates ist
nicht wesentlich verschieden von der des frühneu­
zeitlichen Klosterstaates. In beiden Fällen ging es da­
rum, durch obrigkeitsgelenkte Eingriffe in die Wirt­
schaft und symbolische Hilfsmaßnahmen Herrschaft
und staatliche Ordnung zu legitimieren. Dennoch
bleibt der Eindruck, dass die kleinere, überschaubare
Klosterherrschaft im Hinblick auf Existenzgründung
und Existenzsicherung, Altersvorsorge und Altersver­

auch für die im Wesentlichen aus Privat- und kommu­

oder stark verbilligte Abgabe von Brot bzw. Getreide
in Erscheinung. Nach Memminger wurden auf dem
Höhepunkt der Krise 83500 Scheffel Getreide zum
„Gnadenpreis" von 6 fl. je Scheffel für die Bestellung
der Saatfelder, zur Versorgung besonders bedürftiger
Gemeinden und für die Existenzsicherung von „ge­
ringer und mit keinen Naturalien besoldeten Staats­
und Schuldienern" abgegeben (S. 23). Ferner wurden
von staatlicher Seite 11 500 Scheffel Getreide für „Ar­
menbrot" zur Verfügung gestellt. In diesen Zahlen ist
die frühzeitige und umfangreiche Subventionierung
des Brotpreises in der Landeshauptstadt nicht enthal­
ten. Danlber hinaus griff der „Staat" in die kommuna­
le Armenfürsorge insofern auf indirektem Wege ein,
als auf Initiative der Königin Katharina im Dezember
1816 die Gründung und zentrale Leitung lokaler
„Wohltätigkeitsvereine" organisiert wurde, die durch
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sorgung „moderner" anmutende Konzepte verfolgte.
Die Absicherung dieser Auffassung muss jedoch eben­
so der weiteren wissenschaftlichen Untersuchung
vorbehalten bleiben wie die Frage, in welcher Weise
von der althergebrachten paternalistischen Wirt­
schaftpolitik Impulse für den modernen Interventions­
staat des 19. Jahrhunderts ausgingen. Mit Blick auf
das württembergische Äncien Rlsgime wäre man frei­
lich hinsichtlich dieses Wirkungszusammenhanges
eher geneigt, von einer „List der Geschichte" zu spre­
chen. Dennoch blieben Teile der reformbereiten Büro­
kratie auf der Ebene der Regierung wie der Mittel­
behörden vom Elend der Jahre 1816/17 nicht un­
berührt. Es ist kein Zufall, dass die Jahrzehnte nach
1815 die Gründerzeit der Sparkassen sind. Die kom­
munalen Sparkassen waren ursprünglich eine Einrich­
tung für die vermögens- und besitzlosen „Ideinen Leu­
te". Ihnen sollte durch das Sparen der Weg zur Selbst­
hilfe und einer gewissen ökonomischen Handlungs­
fähigkeit in Krisenzeiten geebnet werden. Insofern
waren die Sparkassen in ihrer Gründungsphase ein In­
strument der Armenfürsorge. Irreversibel war nach
den Krisenjahren 1816/17 die Erfahrung, dass die
„Theurung die weniger vermögliche und die arme
Classe auf eine Weise drückte, die nicht viel weniger
als Mangel war" (Memminger, S. 11). Sie lehrte, dass
die Armut und Not der „kleinen Leute" nicht den
„Selbstheilungskräften" des Marktes überlassen blei­
ben durften.

5 Abel, S. 21 f.— Zu betonen ist, dass die grafische Darstellung
lediglich den Entwicklungstrend anzeigen will. Die Preise
wurden in 25-jährigen Durchschnitten und in Silbergewich­
ten der jeweiligen Münzsummen berechnet. Die Jahre
1501/1 525 bilden die Basis.

6 Klagen über gegenläufige Entwicklungen sind aus Gebieten
mit hohem Gewerbeanteil bzw.frühindustrialisierten Regio­
nen bekannt, in denen zu Zeiten guter Konjunktur der land­
wirtschaftliche Anbau vernachlässigt wurde. Vgl. vor allem
Specker 1993 bis 1995.

7 Zum Erscheinungsbild von Elend und Hunger in Schwaben
und Württemberg vgl. die umfangreiche Zusammenstel­
lung zeitgenössischer Nachrichten bei Bayer 1966.

8 Vgl. hierzu die ältere Studie von Fischer, S. 70 ff., ferner Hu­
necke 1983 sowie exemplarisch: Schomerus 1977 u. Conrad
1994.

9 Diese Fragestellung geht auf ein anregendes und ermun­
terndes Gespräch mit dem Veranstalter der Biberacher Vor­
tragsreihe, Herrn Dr. Otmar M. Weigele, zurück, dem ich für
alle Anstöße dankbar bin.

10 Das Säkularisationsjubiläum von 1803 hat die Geschichte
der oberschwäbischen Klöster und Stifter, ihre kulturelle
Leistung und die Umstände ihrer Aufhebung erneut ins Be­
wusstsein einer breiteren Öffentlichkeit gebracht. Ein he­
rausragendes Memento war die Landesausstellung in Bad
Schussenried. Indes haben sich erstaunlich wenige Histori­
ker — dies belegen zuletzt die gewichtigen Katalog- und Auf­
satzbände der Bad Schussenrieder Ausstellung — mit sozial­
und wirtschaftsgeschichtlichen Aspekten der Klosteraufhe­
bung beschäftigt. In der von mir vorgelegten Abhandlung
über soziale und ökonomische Folgen der Klostersäkularisa­
tion am Beispiel ostschwäbischer Reichsklöster (Sparpfenni­
ge unserer großen weltlichen Fürsten ..., in: Hans Ulrich Ru­
dolf u. Markus Blatt, Hg., Alte Klöster — Neue Herren. Die Sä­
kularisation im deutschen Südwesten 1803, Bd. 2.2, Ostfil­
dern 2003,5.1395-1412) geht es u.a.um die Weiterbeschäf­
tigung der ehemaligen Bediensteten, um die Parzellierung
von eigenbewirtschaftetem Klostergrund zugunsten der
ehemals vom Kloster Abhängigen, um den Besitzwechsel
der klostereigenen Handwerksbetriebe sowie um die Ablö­
sung der Grundlasten/Grundrenten der vormaligen Grund­
holden. Auch von hier aus lässt sich auf die Klöster und Stif­
ter als Wirtschaftsfaktoren schließen. Eine sehr anschauliche
Sammlung von einschlägigen Kurzbeiträgen und Doku­
menten enthält auch der Ausstellungskatalog Oberschwä­
bisches Museumsdorf Kreisfreilichtmuseum Kürnbach (Hg.),
„Unter'm Krummstab ist gut leben? Leben auf dem Lande
im 18. und 19. Jahrhundert", 2003, den mir freundlicherwei­
se Herr Dr. Kurt Diemer zur Verfügung stellte.

11 Die nachfolgenden Ausführungen stützen sich auf die aus
den Quellen gearbeiteten Untersuchungen Dietmar Stut­
zers; vgl. Stutzer 1977,1978 und 1986. Die Rottenbucher Ak­
ten finden sich in den Klosterliteralien des Bayerischen
Hauptstaatsarchivs München, KL 637-642.

12 Das „obrigkeitliche Krisenmanagement" in Württemberg
und Schwaben wurde anhand der zeitgenössischen Auf­
zeichnungen erarbeitet: Memminger 1818 u. Krais 1822; vgl.
ferner Hippel 1984, Medick 1985 und Zimmermann 1995.

13 Zum Zusammenhang zwischen Handels- und Finanzpolitik
und der Teuerungskrise in dieser Konsequenz erstmals Me­
dick 1985;zur Abgabenlast der Bauern Hippel 1977,5.278 ff.

Anmerkungen

1 Vortrag aus Anlass des Symposions „Ein langer Schatten
über Oberschwaben?" am 10. Oktober 2003. Der Beitrag
wurde um ein drittes Kapitel erweitert, die Diktion des ge­
sprochenen Wortes jedoch beibehalten. Zitat: Staatslexikon
1 (1845), zit.n. Schulz 1995, S, 380.

2 Zum Armutsproblem und zur Abgrenzung der Unterschich­
ten grundsätzlich: Hippel 1995 (mit einschlägiger Literatur),
ferner Jütte 2000; noch immer lesenswert ist die anschauli­
che Studie Fischer 1982; zur Einordnung in die übergreifen­
den sozialen und ökonomischen Zusammenhänge Wehler
1987; die Systematik folgt Schulz 1995 und (mit Abweichun­
gen) Fischer,5.19.

3 Zur Differenzierung der Unterschichten und den zahlrei­
chen einschlägigen Forschungen seit den 1970er-Jahren
Hippe l 1995, S. 17-44 u. 120-135; zum Heim gewerbe vg I. die
wegweisende Analyse von Hans Medick 1996 sowie ders.
2002, zur Bedeutung und Struktur des ländlichen Textilge­
werbes in Schwaben die exemplarischen Untersuchungen
von Kießling 1998 und Sczesny 2002.

4 Zum Verarmungsprozess als ökonomischem Langzeittrend
grundlegend die beiden „Klassiker" Abel 1972 und 1974; zur
Forschungsdiskussion Hippel 1995, S. 59 f.
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14 Zahlenwerte nach Krais1822,5.235 u.256.
15 Gestützt wird die Berechnung durch Memminger 1818,

5.19, nach dessen Angaben in den ersten fünf Monaten des
Jahres 1817 von dem im Rheinland angekauften Getreide
auf dem Lagerplatz Heilbronn das Scheffel Weizen zu 35 fi.,
Roggen zu 25 fl. und Gerste 24 fl. angesetzt wurden. — Zum
Verwaltungshandeln auf der Regierungs- und Gemeinde­
ebene schrittmachend die Analyse bei Zimmermann 1995,
die letztgenannten Zahlenwerte ebd., 5. 27.

16 Über Biberach als Beispiel kommunaler Wohltätigkeit Krais
1822, S. 235 ff.; zur Analyse Zimmermann 1995, S. 31.

1994.
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